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Zähne als Pfeiler
Durch endodontische Therapie können 
Zähne erhalten werden, die gleichzeitig 
als nützliche Pfeiler dienen können. 
Von Dipl.-Stom. Burghard Falta, M.Sc., 
Bochum, Deutschland.

Wissen. Strategien. Lösungen.
Unter diesem Motto steht der 42. 
Österreichische Zahnärztekongress in 
Innsbruck. Das diesjährige dentale 
Event fi ndet vom 28. bis 30. September 
2017 statt.

Zahnästhetik
Das klinisch bewährte Composite IPS 
Empress Direct aus dem Hause Ivoclar 
Vivadent ermöglicht naturnahe Füllun-
gen bei noch leichterem, intuitivem 
Handling. Seite 6f Seite 12 Seite 16
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KLAGENFURT – Mehr als fünfzig Be-
richte über fragwürde Praktiken eines 
Klagenfurter Zahnarztes sammelte die 
Kärntner Patientenanwältin. Die Pa-
lette der Vorwürfe reicht von einem an-
erkannten Kunstfehler über Eingriffe, 
die von Gutachtern als unangebracht 
beurteilt werden, bis zu fragwürdigen 
Abrechnungen bei den Kassen.

Da der Klagenfurter auch als ge-
richtlich beeideter Gutachter arbeitet, 
sahen sich 13 andere Sachverständige 
in der Pfl icht, eine Stellungnahme zu 
veröffentlichen, in der sie sich von des-
sen in den Medien kolportierten Prak-
tiken distanzieren. Dies geschehe, um 
„Pauschalverdächtigungen entgegen-
zuwirken“, die das Vertrauen in den Be-
rufsstand untergraben würden, schrie-
ben sie in der Kleinen Zeitung.

Lange Liste der Vorwürfe
Ein pensionierter Kollege, der sich 

von dem beschuldigten Zahnarzt be-
handeln ließ, wird wegen zu tief ein-
gesetzter Implantate und fehlender 
Nachbehandlung lebenslang Schmer-
zen leiden. Andere Patienten berichten 
von Rechnungen, die die Kostenvoran-
schläge um das Doppelte überstiegen. 

So schrieb die Kleine Zeitung schon im 
Mai von einer Frau, der für eine Zahn-
fl eischbehandlung statt prognosti-
zierter 4.200 Euro plötzlich deutlich 
über 10.000 Euro in Rechnung gestellt 
wurden.

Die Gesundheitsabteilung des 
Landes bat die Patientenanwältin zu-
letzt um einen Bericht über den Zahn-
arzt, und auch die Staatsanwaltschaft 
Graz meldete sich bei ihr. Neben der 
Anzeige der Patientenanwältin liegen 
auch die der Gebietskrankenkasse und 
der Versicherungsanstalt öffentlich Be-
diensteter vor.

Weil es noch kein Urteil gibt, prak-
tiziert der Klagenfurter Zahnarzt wei-
ter, berichtete die Kleine Zeitung. Auch 
jene Kassen, die ihre Verträge schon 
2015 kündigten, können derzeit nur 
abwarten, da der Zahnarzt gegen die 
Kündigung in Berufung ging. Die 
zuständige Landesschiedskommission 
hat bis heute keine Entscheidung ge-
troffen. Vor Kurzem berichtete die 
Kleine Zeitung, dass deren Vorsitzen-
der – ein Ex-Richter – ein Kollege der 
Frau des Klagenfurter Zahnarztes war. 
DT

Quelle: ZWP online

Bringt ein Klagenfurter Zahnarzt 
den Berufsstand in Verruf?

Gesundheitsabteilung des Landes 
und auch die Staatsanwaltschaft Graz ermitteln.

BONN/KREMS (jp) – Der 
„Oberste Sanitätsrat“ hat sich 
in einer Stellungnahme für das 
Bundesministerium für Ge-
sundheit und Frauen (BMGF) 
dafür ausgesprochen, die 
Anwendung von Lachgas zur 
Sedierung durch Zahnärzte 
„nicht zu erlauben“. Davon 
wurde die Österreichische 
Zahnärztekammer (ÖZÄK) 
durch Kopie eines Schreibens 
von Ende Juli aus dem BMGF 
an die Österreichische Gesell-
schaft für Kinderzahnheil-
kunde unterrichtet. 

Zum Prüfvorgang heißt es 
in dem BMGF-Schreiben zur 
„Anwendung von Lachgas“: 
Der Oberste Sanitätsrat hat 
das  Thema  in  seiner  Sit-
zung am 3.12.2016 behandelt 
und folgenden Beschluss ge-
fasst: 

„In der dazu eingeholten 
Stellungnahme der ÖGARI, 
Österreichischen Gesellschaft 
für Anästhesiologie, Reanima-

tion und Inten-
sivmedizin, ist fest-
gehalten, dass prinzipiell 
eine sichere Verwendung 
von Lachgas für die Sedie-
rung durch Zahnärzte ohne 
Beiziehung eines Facharztes 
für Anästhesiologie möglich 
ist. Allerdings wird darauf 
hingewiesen, dass v.  a. auf-
grund der Gefahr einer Dif-
fusionshypoxämie mit po-
tenziellen  lebensbedrohli-
chen Konsequenzen für den 
Patienten, organisatorische, 
personelle und technische 
Voraussetzungen unbedingt 
notwendig sind. 

In der Stellungnahme 
wird dazu auf eine „DGAI-

Info“ in Anästh Intensivmed 2013; 
54:323–326 hin gewiesen. Demzu-
folge wird in der Stellungnahme die 

Erfüllung der ge forderten Voraus-
setzungen im extrahospitalen Be-
reich für nicht realisierbar angese-
hen. Es wird daher empfohlen, die 
Anwendung von Lachgas zur Sedie-
rung durch Zahnärzte in Österreich 
nicht zu erlauben. Der OSR hat sich 
in der Sitzung vom 3.12.2016 ein-
stimmig den Empfehlungen der 
Stellungnahme angeschlossen.“

Eine allfällige fortgesetzte Dis-
kussion wird auf fachlicher Ebene 
zu führen sein, so das BMGF in 
seinem Brief an die ÖZÄK. DT

Lachgassedierung in der Zahnmedizin unterbunden
Erfüllung der geforderten Voraussetzungen im extrahospitalen Bereich als nicht realisierbar angesehen.

WIEN – Eine aktuelle OECD-Studie 
stellt der österreichischen Sozial-
versicherung hinsichtlich ihrer Ver-
waltungskosten ein hervorragendes 
Zeugnis aus. 

Verwaltungskosten
Die Verwaltungskosten liegen in 

Österreich bei 2,8 Prozent, während 
sie in vergleichbaren Ländern we-
sentlich höher sind. So beträgt der 
Anteil der Verwaltungskosten an den 
Gesamteinnahmen in der Schweiz 
4,3 Prozent, in den Niederlanden 
4,1 Prozent. Noch deutlicher fällt 
der Vergleich mit privaten Kranken-
versicherungen aus. Diese geben 
31,7 Prozent ihrer Einnahmen für 
die Verwaltung aus. Das ist mehr als 
das Zehnfache der staatlichen Kran-
kenversicherungen.

Hauptverbandsvorsitzender 
Alexander Biach dazu: „Diese Stu-
dienergebnisse mögen für viele 
überraschend sein, doch wir wissen, 
dass unsere Sozialversicherungsträ-
ger hervorragende Arbeit leisten und 
effi zient sind. Wir werden diese Stu-
die gründlich analysieren, um uns 
weiter zu verbessern.“ Und Josef 
Probst, Generaldirektor im Haupt-
verband, ergänzt: „Gerade der Ver-
gleich mit privaten Kranken -
ver sicherungen sollte die letzten 
Skep tiker überzeugen: Wir geben 
97,2 Prozent unserer Einnahmen 
für Versicherungsleistungen aus.“ 

Reformkurs fortsetzen
„Diese Ergebnisse sind kein Auf-

trag sich auszuruhen, sondern den 
erfolgreichen Reformkurs der letz-
ten Jahre fortzusetzen“, stellt Biach 
fest. „Wir werden unsere Service-
qualität für die Menschen weiter ver-
bessern, Aufgaben bündeln und 
damit noch effi zienter werden. Un-
sere Versicherten werden von der 
Harmonisierung der Leistungen 
ebenso profi tieren wie von adminis-
trativen Erleichterungen für Mehr-
fachversicherte. 

Gut aufgestellt
Die Österreicher können aus 

mehreren Gründen sehr stolz auf ihr 
Gesundheitssystem sein: Bessere 
Leistungen und effi zienter als die 
meisten, das ist eine gemeinsame 
Anstrengung in Rot-Weiß-Rot“, so 
Biach abschließend. DT

Quelle: Hauptverband der öster-
reichischen Sozialversicherungsträger

Letzte Skeptiker 
werden überzeugt

Gutes Zeugnis für Öster-
reichische Sozialversicherung.
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WIEN – Am 13. Juli 2017 hat der 
Nationalrat die Aufl ösung des Parla-
ments beschlossen. Der Wahlkampf 
für die Neuwahlen am 15. Oktober 
2017 läuft dabei schon seit Wochen: 
Doch gesundheitspolitische Grund-
statements oder gar konkrete Reform-
ansätze fi nden sich in den Partei-
programmen – derzeit – nirgendwo. 
Das ist schade und bezeichnend zu-
gleich. Denn nachhaltige Gesund-
heitspolitik erfordert Mut und Ehr-
lichkeit. Doch Mut und Ehrlichkeit 
scheinen gerade im Gesundheitsbe-
reich zu fehlen, das zeigt auch die 
verschleppte Veröffentlichung der 
Studie zur Effi zienz der österreichi-
schen Sozialversicherungen. Die ist 
eigentlich schon fertig, doch die 
Übersetzung aus dem Englischen 
zieht sich bis in den August hinein. 
Erste Inhalte, die bereits durchgesi-
ckert sind, zeigen wenig mutigen Re-
formwillen. Diesen Reformunwillen 
hat die Sozialversicherung in Wien 
auch in einem aktuellen Beispiel 
wieder einmal offengelegt: Statt die 
dringend erforderlichen Kassen-
planstellen für Nuklearmedizin zu 

schaffen, empfi ehlt die Wiener Ge-
bietskrankenkasse ihren Versicher-
ten ganz offen den Gang in die Spi-
talsambulanz. Trotz der eklatanten 
Wartezeiten auf Szintigrafi en für die 
Patienten wird das Problem also den 
bereits jetzt überlaufenen Kranken-
häusern überlassen. Doch egal, ob in 
den Spitälern oder im niedergelasse-
nen Bereich: Im Gesundheitssystem 
gibt es genügend Probleme, die nur 

mit den Ärzten gemeinsam zu lösen 
sind. Das weiß niemand besser als 
der Wiener Krankenanstaltenver-
bund, der nun seine Pläne für die 
Neuorganisation auf den Tisch ge-
legt hat und beweist, dass eine Um-
setzung erfolgreicher Reformen nur 
mit Einbindung der Ärzteschaft 
funktioniert. DT

*Präsident der Ärztekammer für Wien

Stiefkind Gesundheitspolitik?
Statement von Prof. Dr. Thomas Szekeres*.

Editorische Notiz 
(Schreibweise männlich/weiblich)

Wir bitten um Verständnis, dass – aus Gründen 
der Lesbarkeit – auf eine durch gängige Nennung 
der männlichen und weiblichen Bezeichnungen 
verzichtet wurde. Selbstverständlich beziehen 
sich alle Texte in gleicher Weise auf Männer und 
Frauen.

Die Redaktion
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WIEN – An den zweitägigen, Ende 
August durchgeführten Gesund-
heitsgeprächen des Europäischen 
Forums Alpbach diskutierten Ex-
perten das Thema „Leistbarer Zu-
gang zu innovativen Medikamen-
ten“. Gesundheitsministerin Pamela 
Rendi-Wagner wies in ihrer Keynote 
darauf hin, dass auch hochentwi-

ckelte Industriestaaten in Europa in 
den nächsten Jahren vor großen 
Herausforderungen durch steigende 
Medikamentenkosten stehen. „Es ist 
unsere gesundheitspolitische Ver-
antwortung, allen Patienten in Eu-
ropa einen niederschwelligen und 
gleichwertigen Zugang zu wirksa-
men Therapien zu ermöglichen und 

zugleich die fi nanzielle Nachhaltig-
keit der Gesundheitssysteme zu ge-
währleisten. Dazu braucht es ver-
stärkte Kooperation auf internatio-
naler Ebene und einen Dialog mit 
allen Stakeholdern.“

Für viele Krankheitsbilder gibt 
es nach wie vor keine oder nur un-
zureichende Therapiemöglichkeiten. 
Die öffentlichen Gesundheitssysteme 
müssen ihre Forschungsanstrengun-
gen in diesem Bereich koordinieren 
und zielgerichtet einsetzen. Öffent-
lich fi nanzierte Forschung im Arz-
neimittelbereich macht mit aktuell 
ca. 30 Prozent einen beachtlichen 
Anteil der globalen Forschungs-
kosten aus. Diese Gelder können 
verstärkt in Bereichen eingesetzt 
werden, wo private Investitionen 
ausbleiben. Dazu bedarf es Koordi-
nation auf internationaler und ins-
besondere europäischer Ebene zum 
Wohl der Patienten. DT

Quelle: Bundesministerium 
für Gesundheit und Frauen

WIEN – Insgesamt 12.760 Studienbe-
werber hatten sich am 7. Juli 2017 den 
Tests an den Medizinischen Universi-
täten in Wien, Innsbruck und Graz 
sowie an der Medizinischen Fakultät 
der Johannes Kepler Universität Linz 
gestellt. Jetzt wurden die aktuellen Er-
gebnisse des gemeinsamen Aufnah-
meverfahrens MedAT für das Medi-
zinstudium in Österreich bekannt 
gegeben: Für die insgesamt 1.621 Stu-
dienplätze haben sich 854 Frauen und 
767 Männer qualifi ziert.

An der MedUni Wien gibt es 2017 
insgesamt 740 Studienplätze, an der 
Medizinischen Universität Innsbruck 

400 und an der Medizinischen Uni-
versität Graz ursprünglich 360, auf-
grund eines identen Testergebnisses, 
beginnen nun 361. An der Medizini-
schen Fakultät der JKU Linz stehen 
120 Studienplätze zur Verfügung.

Fünf Jahre gemeinsamer MedAT
Zum fünften Mal wurden 

die Aufnahmeverfahren an allen 
Medizin-Unis jeweils für Human-
medizin (MedAT-H) und Zahnmedi-
zin (MedAT-Z) mit denselben Tests 
durchgeführt.

Der Aufnahmetest für Zahnme-
dizin ist größtenteils identisch mit 

dem MedAT-H und besteht aus den 
Überprüfungen des schulischen Vor-
wissens aus den Bereichen Biologie, 
Chemie, Physik und Mathematik, den 
kognitiven Fähigkeiten und Fertig-
keiten sowie der sozial-emotionalen 
Kompetenz. Bei den angehenden 
Zahnmedizinern werden zudem ma-
nuelle Fertigkeiten mittels „Draht 
biegen“ und „Formen spiegeln“ über-
prüft. DT

Quelle: 
Medizinische Universitäten in Wien, 
Graz und Innsbruck, Medizinische 
Fakultät Linz

Herausforderung: steigende Medikamentenkosten
Rendi-Wagner fordert leistbaren Zugang zu innovativen Arzneimitteln.

Zukünftige Kollegen beginnen ihre Ausbildung
854 Frauen und 767 Männer sicherten sich Anfang Juli die Studienplätze in Medizin.

Gedanken zur Wahl
Jürgen Pischel spricht Klartext

Nachstehende Gedanken, die Gesundheitspolitik in Belangen der Zahnmedizin zu 
bewegen und neue Perspektiven zu entwickeln, richten sich angesichts der an-
stehenden Nationalratswahl ebenso an die Politik wie an die berufsständische 

Vertretung. Alles Bestreben zu neuen Wegen muss sich daran orientieren, dass das 
positiv geprägte Zahnarzt-Patienten-Verhältnis nicht gestört wird. Die Mehrzahl der 
Patienten hat Vertrauen zu ihrem Zahnarzt, schätzt seine Qualität, bleibt ihm treu und 
ist eben zufrieden. Dies trotz widriger Rahmenbedingungen, besonders in den Gebüh-
renordnungen, die in keiner Weise der neuen Zahnmedizin, präventiv, zahnerhaltend, 
parodontal geprägt, entsprechen. 

Die Freiberufl ichkeit darf nicht infrage gestellt werden. Der Zahnarzt muss notwen-
dige Diagnose- und Therapieentscheidungen unabhängig – ohne Diktat Dritter – zum 
Wohle seiner Patienten treffen können. Dazu muss er Herr seiner Praxis bleiben, Ket-
tensysteme von Finanzgesellschaften sind obsolet. Allen Kommerzialisierungsbestre-
bungen, wie sie sich in Europa breit machen, so auch in Medizinischen Versorgungs-
zentren (MZVen) in Deutschland, ist Einhalt zu gebieten. 

Krankenversicherungen und Finanzinvestoren haben keine Zahnarztpraxen zu betrei-
ben. Das bedeutet aber auch einen Schutz vor überbordender staatlicher Reglemen-
tierung und Eingreifen in das Vertrauensverhältnis zwischen Zahnärzten und ihren 
Patienten. 

Die zahnärztliche Vergütung muss den wirtschaftlichen Entwicklungen gerecht wer-
den. Erstattungen durch Kostenträger sind an den tatsächlich entstehenden Kosten der 
zahnärztlichen Leistungen auszurichten. 

Trotz aller Bemühungen, die Spezialisierung in der Zahnheilkunde durch universitär 
ausgebildete Fachzahnärzte zu untermauern, muss als Träger der zahnmedizinischen 
Versorgung auch der zahnärztliche Generalist zur Sicherung einer fl ächendeckenden 
Versorgung weiter gestärkt werden. 

Der Rollenwandel im zahnärztlichen Beruf – mehr Frauen als Männer, Lebensqualität 
im Einklang mit Berufseinsatz – erfordert, mit einer Flankierung durch die Politik, neue 
Wege in der Praxisführung. Familienfreundliche Niederlassungsmodelle und fl exible 
Berufsausübungsmodelle sind gefragt. 

Längst nicht alle Herausforderungen an Politik und Standesführung 
konnten auch nur im Ansatz genannt werden, es bleibt noch viel mehr 
zu tun,

toi, toi, toi,
Ihr J. Pischel
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©Ärztekammer für Wien/Stefan Seelig)

Gesundheitsministerin Pamela Rendi-Wagner beim Europäischen Forum Alpbach.

©Andrei Pungovschi
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